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Text 

Aufenthaltsrecht 

§ 13. (1) Ein Asylwerber, dessen Asylverfahren zugelassen ist, ist bis zur Erlassung einer 
durchsetzbaren Entscheidung, bis zur Einstellung oder Gegenstandslosigkeit des Verfahrens oder bis zum 
Verlust des Aufenthaltsrechtes (Abs. 2) zum Aufenthalt im Bundesgebiet berechtigt. Ein auf Grund 
anderer Bundesgesetze bestehendes Aufenthaltsrecht bleibt unberührt. 

(2) Ein Asylwerber verliert sein Recht zum Aufenthalt im Bundesgebiet, wenn 

 1. dieser straffällig geworden ist (§ 2 Abs. 3), 

 2. gegen den Asylwerber wegen einer gerichtlich strafbaren Handlung, die nur vorsätzlich begangen 
werden kann, eine Anklage durch die Staatsanwaltschaft eingebracht worden ist, 

 3. gegen den Asylwerber Untersuchungshaft verhängt wurde (§§ 173 ff StPO, BGBl. Nr. 631/1975) 
oder 

 4. der Asylwerber bei der Begehung eines Verbrechens (§ 17 StGB) auf frischer Tat betreten 
worden ist. 

Der Verlust des Aufenthaltsrechtes ist dem Asylwerber mit Verfahrensanordnung (§ 63 Abs. 2 AVG) 
mitzuteilen. Wird ein Asylwerber in den Fällen der Z 2 bis 4 freigesprochen, tritt die Staatsanwaltschaft 
von der Verfolgung der Straftat zurück (§§ 198 ff StPO) oder wird das Strafverfahren eingestellt, lebt sein 
Aufenthaltsrecht rückwirkend mit dem Tage des Verlustes wieder auf. 

(3) Hat ein Asylwerber sein Recht auf Aufenthalt im Bundesgebiet gemäß Abs. 2 verloren, kommt 
ihm faktischer Abschiebeschutz (§ 12) zu. 

(4) Das Bundesamt hat im verfahrensabschließenden Bescheid über den Verlust des 
Aufenthaltsrechtes eines Asylwerbers abzusprechen. 


